
Bundessozialgericht
- 7 RAr 56/80 -

I m N a m e n d e s V o l k e 5

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

.....O......IOQOOQOOIO.’o.lcoocoo .... o....oo...noooo‚

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
‚............................‚

g e g e n

0.0.00...........CIOOOOOIICIOOOOOI........... ..... ...,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:

......................oo...Dooooo■oooooooo'oooooa......

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 45. Mai 4984

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landessozial—

gerichts Baden—Württemberg vom 9. Januar 4980 bezüglich der

Übernahme der Fahrkosten, der Aufwendungenfür*Bücher‚ für aus—
wärtige Unterkunft und Verpflegung ab 30. Dezember 4975 aufge-

hoben und die Sache insoweit zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiésen.

Bezüglich der Übernahme des Schulgeldeé wird die Revision als

unzulässig verworfen; im übrigen wird die Revision als unbe—

gründet zurückgewiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin begehrt Leistungen zur Förderung der beruflichen

Bildung.

Die am 45. Juni 4942 geborene Klägerin leitete vom 4. Oktober

4970 bis 54. Dezember 4975 einen Sonderkindergarten für Bil—

dungsschwache; das Beschäftigungsverhältnis endete durch Kün—

digung des Arbeitgebers. Am 4. Oktober 4975 hatte sie begonneh,
an einem vom Diakonischen Werk veranstalteten Lehrgang teilzu—

nehmen, um sich auf die Schulfremdenprüfung für staatlich an—*

erkannte Erzieher vorzubereiten. Der Unterricht fand einmal“

wöchentlich vier Stunden außerhalb ihres Wohnortes statt. Von

Februar bis September 4976 absolvierte die Klägerin ein Kinder—

gartenpraktikum. Eine schriftliche Prüfung bestand sie im Mai

4976, eine Prüfung im Werken im Juni 4976 und — nach einem er—
folgloserxVersuchim1März 4976 — eine weitere fachpraktische

Prüfung im September 4976. Am 45. Juni 4977 erhielt die Kläge—'

rin die staatliche Anerkennung für die Tätigkeit als Erziehe-

rin. Im August 4978 fand sie erstmals wieder eine Arbeitsstelle,

und zwar an einer staatlichen Sonderschule; das Arbeitsverhält—

nis wurde zum 5. September 4979 gekündigt, weil nunmehr die „4„
Voraussetzungen für den Bezug der Altersrente erfüllt seien.

Seit dem 4. Oktober 4979 bezieht die Klägerin Altersruhegeld.

Ihren am 50. Dezember 4975 gestellten Antrag, die Teilnahme “

an dem Lehrgang zu fördern, lehnte die Beklagte ab, da die
Klägerin für eine die Beitragspflicht begründende Beschäftigung

dem Arbeitsmarkt nur noch auf beschränkte Zeit zur Verfügung“

stehe (Bescheid vom 24. Januar 4977). WidersPruch, Klage und
Berufung, mit denen die Klägerin zusätzlich Arbeitslosengeld

(Alg) und anfangs auch Arbeitslosenhilfe (Alhi) begehrte, hatten
keinen Erfolg (Wiederspruchsbescheid vom 8. Juli 4977; Urteil

des Sozialgerichts —SG—vom 24. Januar 4979; Urteil des Lan-
dessozialgerichts —LSG—vom 9. Januar 4980). .
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Das LSG hat die Berufung der Klägerin als unzulässig verworfen,
soweit.die Klägerin Alg (für die Zeit vom 15. Januar bis

7. April 1976) und die Übernahme.des Schulgeldes verlangte, und
im übrigen, dh hinsichtlich der Übernahme von Fahrkosten, von

Aufwendungenfür Bücher, für auswärtige Unterkunft und Verpfle—

gung als unbegründet zurückgewiesen. Das LSG hat in den Ent—

scheidungegrü■den ua ausgeführt, hinsichtlich des Anspruchs auf.

Übernahme.des Schulgeldes sei die Berufung gemäß 5„144‚Abs.1 {&
Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGS) nicht.zulässig, da der prozes—.
suale Anspruch eine einmalige Leistung betreffe. Wegen der.Err1.

stattung der übrigeanosten der Bildungsmaßnahme sei die Beru—

fung zulässig, aber.unbegründet. Der Lehrgang sei für die Klä-

gerin eine berufliche Fortbildungsmaßnahme gewesen; die Klägerin

habe dabei ihre praktischen und in Eigeninitiative erworbenen.

theoretischen.beruflichen Erfahrungen für den angestrebten.be—
ruflichen Aufstieg weitgehend verwerten„und„erweitern*können.„.

Für die Zeit vom 1. Oktober bi3"29. Dezember 1975 komme eine

Förderung schon deshalb nicht in Betracht, weil Leistungen frür

hestens vom Zeitpunkt des Antrags an zu gewähren seien (5 21

Abs 1 Satz 5 der Andrdnung über die individuelle.Förderung der
beruflichen Fortbildung und Umschulung vom 9. September.1971

idF der.2..Änderungsanordnung vom 27- Februar 1975, ANBA 1975,

418 —AFuU1971 nF—)- Im übrigen scheitere die Förderung an 5 56
.Arbeitsförderungsgesetz, der.in der Fassung vor dem Haushalts—

‘
strukturgesetz (HStruktG-AFG) anzuwenden sei. Die.Eörderung.sei

unter Berücksichtigung der Lage und der Entwicklung.des Arbeits—

marktes nicht zweckmäßig„.lhres Alters.wegen gehöre die Klägerin.

zu einer.Personengruppe, deren berufliche„Fortbildung„aus.Mitteln

der Beklagten nicht mehr zweckmäßig sei- Das AFG diene vornehm—
lich.der Förderung und Sicherung der.Arbeitnehmer im Arbeitsle—

ben. Personen im Rentenalter könnten die Leistungen des AFG nicht

in vollem Umfange beanspruchen; ihreAbsicherungfalle in den

Risikobereich der Rentenversicherung und, sofern.Rentenansprüche

nicht bestünden, in den.der Sozialhilfe..ßo hätten Arbeitslose.

ab Beginn des auf die Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden

Monats keinen Anspruch auf Alg bzw Alhi. Hieraus folge, daß eine
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Fortbildung dieses Personenkreises zur Verhinderung von Ar-

beitslosigkeit arbeitsmarktp01itisch nicht zweckmäßig sei, je—

denfalls nicht, wenn bei Erreichen des Fortbildungszieles es

65. Lebensjahr vollendet sei. Diese Ansicht bestätige @ 56 Nr 2

AFG idF HStrukt—AFG. Ein Anspruch auf Förderung ergebe sich„

schließlich nicht aus der von der Klägerin behaupteten Zusage;

an rechtswidrige Zusagen sei die Beklagte nicht gebunden, da

sie selbst gesetzwidrige Entscheidungen ohne Rücksicht auf Ver-

trauensschutz aufheben könne.

Die Klägerin rügt mit der vom LSG zugelassenen Revision.die„‚

Verletzung materiellen Sozialrechts. Die Annahme.des LSG,

Lehrgangs— und Prüfungsgebühren müßten als einmalige Leistungen

von der Beklagten nicht ersetzt werden, sei rechtlich unzu-

treffend. Wenn das Satzungsreoht der Beklagten vorsehe, daß

Leistungen erst ab Antragstellung gewährt werden dürften, ent-
,

spräche dies nicht dem Sinn der sozialen Gesetze. Die Klägerin

habe den Lehrgang auf Veranlassung des Diakonischen Werkes ab—

solviert, weil sie an dem Beruf interessiert gewesen sei und

ihre Altersrente habe aufbessern müSsen. Das Kultusministerium
IB

,
—W‘ habe sie in Kenntnis ihres Alters auf den

Lehrgang hingewiesen, so daß sie mit der Zuweisung einer aus—
bildungsgerechten Stellung habe rechnen dürfen. Es gehe nicht

‚an, die Zweckmäßigkeit einer Fortbildung zu bestreiten, die

für eine ausgeübte Tätigkeit nach Vollendung des 65. Lebens—

jahres verlangt werden sei. Im übrigen könne der Arbeitsmarkt
nicht von vornherein auf die Mitarbeit geeigneter und williger

Fachkräfte verzichten, die im Rentenalter stünden..

Die Klägerin beantragt sinngemäß„

die Urteile des LSG und des SG teilweise aufzuheben und

die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom
24. Januar 1977 idF des Widerspruchsbescheides vom 8. Juli

1977 zu verurteilen, ihr die für die Teilnahme an dem
Lehrgang in der Zeit vom 1. Oktober 4975 bis 7. Juni 4977

entstandenen notwendigen Kosten zu erstatten.
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DieuBeklagtejbeantregt;

‚die Revision„zux■nkzuueisen.“"N‘“

Sie bezieht sich auf das
Urteil

des LSG-y

Der Beigeladene stellt
Reihen Antrag.

“

Üie Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entschei—

dung ohne mündliche Verhandlung dürch Urteil (5 124 Abs 2 SGG)

einverstanden erklärt‚„ “

II

Die Revision ist teils unzulässig, teil unbegründet und zu ei—

nem weiteren Teil im Sinne der Zurückverweisung begründet. =-

.
Unzulässig ist die Revision, soweit die.Klägerin die.Übernahme.

des Schulgeldes begehrt‚ Bezüglich dieses.Anspruchs hat die

Klägerin die Revision nicht so begründet, wie dies nach 52■64

Abs 2 SGG erforderlich ist. Mit ihrer Revision verfolgt die

Klägerin mehrere prozessuale Ansprüche. Die.Verpfliehtung der

Beklagten, gemäß 5 45 AFG.die notwendigen-Kosten, die durch

eine zu fördernde Bildungsmaßnahme unmittelbar entstehen, ganz
oder teilweise zu tragen, betrifft keinen einheitlichen_Anspruch,

der von den.einzelnen Kostengründen her nur der Höhe nach be—
stimmt wird; vielmehr sind in 5 45 AFG eine Reihe einzelner An—

.
sprüche.zusammengefaßt geregelt, die sowohl gegenüber den je—

weils anderen Ansprüchen.im Rahmen des & 45 AFG als auch gegen—

über.sonstigen Ansprüchen im Rahmen der„beruflichen„Biidungs—

förderung (zB.gegenüber dem Unterhaltsgeldanspruch).selbständi-

gen Charakter haben und im Verfahren einen selbständigen Streit—

gegenstand.bilden (BSG SozR 1500 @ 162‚Nr.4; BSGE-59, 149, 120

= SozR 4400 5 45 Nr 4)„Verfolgt die Revision mehrere prozese„_
suale Ansprüche, muß dem Begründungserfordernis für jeden An—

spruch genügt sein (BSGE ?, 55, 58 f; vgl ferner die zur Ver—
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öffentlichung vorgesehenen Urteile vom 19. September 1979

— 11 RA 90/78 — und vom”üL November 1980 — 1 RA 105/79 -).

Dem ist die Klägerin hinsichtlich des Anspruchs auf Schulgeld

nicht nachgekommen.

Die Klägerin macht mit der Revision ausdrücklich die Ver—

letzung;materiellen Sozialrechts geltend; auf die Verletzungx

von Vorschriften des gerichtlichen Verfahrens wird die Re-

vision mithin nicht gestützt. Hinsichtlich des Schulgeldes

beschränkt sich die Revisionsbegründung auf den Satz, die An—

nahme des LSG gehe rechtlich fehl, Lehrgangs— und Prüfungsge-

bühren müßten als sogenannte einmalige Leistungen von der Be;

klagten nicht ersetzt werden. Damit fehlt es an jeglicher

rechtlichen Auseinandersetzung mit dem Urteil des LSG, das

einen Rechtssatz dieses Inhalts nicht aufgestellt, sondern

insoweit die Berufung der Klägerin gemäß 5 144 Abs 1 Nr 1 SGG

als unzulässig angesehen hat, ohne zum materiellen SozialreCht

Stellung zu nehmen. Auf eine solche Auseinandersetzung kann

nicht verzichtet werden. Das Erfordernis, die Revision von

einem zugelassenen Prozeßbevollmächtigten verantwortlich zu*
begründen, soll aussiehtslose Revisionen nach Möglichkeit von
vornherein verhindern. Dieser Zweck des 5 164 Abs 2 SGG ver-
langt eine Auseinandersetzung mit dem angefochtenen Urteil

in der Revisionsbegründung;andernfalls läßt sich nicht fest-

stellen, daß der Prozeßbevollmächtigte, der die Revisions—
begründung einreicht, das angefochtene Urteil im Hinblick.

auf die Aussichten der Revision überprüft hat (vgl BSG SozR

1500 5 164 Nr 5 und 12; BVerfG SozR 1500 5 164 Nr 17). Die

Revision ist daher bezüglich des Schulgeldes gemäß 5 169 SGG
als unzul.ässig zu verwerfen.

Im übrigen bestehen gegen die Zulässigkeit der Revision keine

Bedenken. Dem Tenor des angefochtenen Urteils zufolge hat das

LSG die Revision uneingeschränkt zugelassen. Hieran ist der
Senat gebunden (5 160 Abs 5 SGG). Der Grund, den das LSG für

‘ die Revisionszulassung angegeben hat (vgl zu ihm BSG SozR

-‘7-
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1500 5 160ä Nr
19;

Weyreuther, Rev131onszulassung und Nichtzu—*

lassungsbeSdhwerde,Müheheh.1971,RdNr_85), trägt zwar.nach.

der Begründung des LSG—Urteils
nur die Revisionszulassung der

Ansprüche auf Übernahme der Fahrkosten, die Aufwendungen für

Büc.her, auswärtige Unterkunft und.Verpflegung, soweit sie die

Zeit nach dem 29 Dezember 1975 bet.r1fft. Eine entspr.eohend.e
Einschränkung der Revisiohszulassung,. .die möglich ist (vgl BSGE

5, 135; SOZR1500 5 144 Nr 2), kann dem jedoch nicht entnommen
werden; es fehlt an der erforderlichen Eihdentigkeit.der Be—
sohränkuhg (vgl BVerwG NDR 1975, 251; Urteil des Senats vom“

12. Februar 1980 —? RAr 107/7g——,insoweit in .SozR 4100 5 119
Nr 12 nicht abgedruckt; Urteil des. Senats

vom 17. März 1981

« 7 RAr 20/80 -).

Die Zulässigkeit der Berufung, die das Revisionsgericht bei einer
zulässigen RevisiOn als eine von Amts wegen zu

beächtehde Ver—

fahrensvoraussetzung zu prüfen hat. (vgl für viele BSG SozR 1500
5 150 Nr 11 und 18 mWN), hat das LSG in diesem Umfange zu Recht
bejaht. Die. Klägerin macht 1.nsoweit ni cht Ansprüche. auf einmalige

Leistungen, sondern solche auf wi.ederkehrende für einen. Zeitraum

von mehr als 15 WoChen (drei Monaten) geltend, 5 144 Abs 1 .899

schließt di.e Berufung daher nicht aus. Streit.ig sind .Ansprüche

auf Leistungen.naCh @ 45 AFG. Sie entstehen.in.dem Zeitpunkt,

in dem die entsprechenden Kosten angefallen sind und die übrigen

VoraUSSetzungen V0rliegen (BSG SozR 4100 5 151 Nr 7). .Fahrkos.ten

'sowie die Kosten der Übernachtung
.und Verpflegung. fielen regel—

mäßig an, wenn die Klägerin wöche.ntlich..näch Freiburg. .zu fahren

hatte. Entsprechend betrifft die Berufung der Klägerin nicht„‚..

mehrere einmalige Leistungen, sondern.wiederkehrende Leistungen,

die aus einem einheitlichen Réchtsverhältnis,.dem Förderungsver—

hältnis, fließen und in Abständen.wiederkehren. Da die Klägerin.

die Erstattung dieser Kosten ab Oktober 4.975begehrt betrifft
die Berufung nicht nur einen Anspru.ch. .auf wiederkehrende. Lei—.

stungen für einen zeitraum bis zu 15. Wochen (.drei Monaten).

Nichts anderes gilt hinsichtlich der Kosten für Lermmittel. Wie

sich aus den der Beklagten vorgelegten Unterlagen ergibt, macht
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die Klägerin Kosten für Bücher und Materialien geltend, die

ihr wiederkehrend mindestens innerhalb des Zeitraums vom

46. Januar bis 22« Mai 4976 durch den Lehrgang entstanden

sein sollen; daß die Kosten nicht in regelmäßigen Abständen

entstanden sind und zum Teil Bücher und zum Teil Materiel be—

trafen, macht keinen Unterschied. Wiederkehrende Leistungen

müssen weder der Art noch der Höhe nach gleich sein; es ist

ausreichend, daß sie in ihrer Grundstruktur gleich sind, dh

hier Lernmittel betreffen und ihnen das Moment zeitlicher

Dauer innewohnt (vgl BSGE 2, 455, 457f; 22, 484, 484).

Zu Recht hat das LSG die Klagabwei$ung durch das SG bestä—
tigt, soweit es um Leistungen für die Zeit vor der Antrag—

stellung, dh um Leistungen bis zum 29. Dezember 4975 geht.

Nach 5 24 Abs 4 AFuU 4974 nF werden die Leistungen auf Antrag

gewährt; wird der Antrag erst nach dem Eintritt in eine Maß—

nahme gestellt, werden Leistungen frühestens vom Zeitpunkt

der Antragstellung an gewährt. Diese Bestimmung der Anordnung

ist wirksam. Zu 5 24 AFuU vom 48. Dezember 4969 (ANBA 4970,

85) hat das Bundessozialgericht (BSG) in ständiger Recht-
sprechung entschieden, die Anordnung habe den Leistungsan—

trag als materielle Anspruchsvoraussetzung ausgestaltet

(BSGE 55, 262, 265f = SozR Nr 4 5 24 AFuU; SozR 4460 5 24

Nr 4; Urteil vom 25. November 4976 — 42 RAr 65/76 —, vgl AuB
4977, 249); für € 24 AFuU 4974 in der ursprünglichen Fassung
hat der Senat hieran festgehalten (Urteil vom 4. Dezember 4976

- 7 RAr 66/75 —‚ vgl AuB 4977, 220). Durch Art 4 Nr.8 der 4.
Änderungsanordnung vom 49. Dezember 4975 (ANBA 4975, 490) >

ist zwar die Bezugnahme auf 5 24 AFuU in 5 40 AFuU entfallen,
auf die der Senat in BSGE 55, 262, 264 = SozR Nr 4 zu 5 24

AFuUverwiesen hatte. Aus 5 24 Abs 4 Satz ; AFhU 4974 nF er—
gibt sich aber allein hinreichend deutlich, daß Leistungen

für die Zeit vor der Antragstellung nicht gewährt werden, der f

Antrag daher weiterhin materiell—rechtliche Bedeutung hat.
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Die Beklagte, die bei der Förderung der beruflichen Bildum€tnach

-5 59 Satz 1 AFG anders als in.anderen Bereichen.(wiesz der

Winterbauförderung, 5182 AFG) zur.Regelung des Verwaltungsver—

fahrens nicht ausdrücklich ermächtigt ist (vgl.dazu das zur

Veröffentlichung vorgesehene Urteil des Senats.vom 14. August

1980 — 7 RAr 69/79 —), war befugt, den Leistungsantrag durch

Anordnung als materielle Anspruchevoraussetzung auszugestalten.

.Nach 5 59.8atz 1.AFG bestimmt.die Beklagte durch Anordnung„dh
durch autonomes Satzungsrecht, das Nähereüber Voraussetzungen,

»Art und'Umfang der Förderung der beruflichen Bildung. Diese

Ermächtigung schließt die Befugnis ein„die Gewährung von Lei?

stungen davon abhängig zu machen, daß sie.tor Eintritt des.Er—

eignisses beantragt werden, das im übrigen den Leistungsanspruch

begründet; denn eine solche Regelung.entspricht dem Antragsprin—

.zip, das allgemein im AFG verwirklicht ist (BSG SozR.Nr 1 zu 5 21

AFuU, insoweit in BSGE 55, 262 nicht abgedruckt; vgl.BSG FEVS.25,

579, 594; anderer Ansicht Gagel/Jülicher, AFG, BdNr 22 vor 5 33).
'"Das LSG hat daher zu Recht einen Leistungsanspruch bis zur An—

tragstellung verneint. f“‘ ‘ {"

,Begründetrist.die Revision dagegen, soweit es um die übrigen Lei—

stungen.ab 50. Dezember 1975 geht. Die‚geltend.gemachten.An;

sprüche der Klägerin.richten sich, wie das LSG nicht verkannt.,

hat, gemäß.Art 1 5 2 Abs 1 des HStruktG-AFG vom 18. Dezember

1975 (BGBl I 5115) auch nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes

am 4. Januar 1976 nach den 55 39 bis 45, 45 bis 49 AFG.in.der'
bisher geltenden Fassung, da die Klägerin an einer am 1. Januar„

1976 laufenden Bildungsmaßnahme teilnahm„und.vor diesem Zeit—.

punkt Leistungen beantragt hatte. Die Maßnahme,.an der die Klä—

gerin teilnahm‚_stellte für sie eine Fortbildung dar;.denn nach.

den den Senat bindenden.Feststellungen des LSG konnte die Klä—

gerin ihre praktischen und.theoretischen Erfahrungen als Lei—

terin eines Sonderkindergartens für den angestrebten beruflichen

Au£stieg weitgehend verwerten.und erweitern. Daß die Klägerin

wegen Vollendung des 65. Lebensjahres schon vor Beginn des Lehr-

gangs gemäß 5 169 Nr 2 AFG beitragsfrei in der Arbeitslosen—
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versicherung war und damit nicht mehr beabsichtigen konnte,

eine die Beitragspflicht zur Arbeitslosenversicherung begrün—

dende Beschäftigung im Geltungsbereich des AFG aufzunehmen

oder fortzusetzen, wie dies für jegliche.Gewährung von Lei—

stungen zur individuellen Förderung.dér beruflichen Bildung

inzwischen 5 56 Nr 4 AFG (idF des HStruktG—AFG) verlangt,

steht ihrem Begehren nicht entgegen. Lediglich für die Förde—

rung der beruflichen Fortbildung von Personen, die'eine die

Beitragspflicht begründende Beschäftigung bislang nicht ausge-

übt hatten, verlangte @ 42 AFG in der bis zum HStruktG—AFG

geltenden ur5prünglichen Fassung, daß diese Personen eine sol—

che Beschäftigung ausüben wollten, Die Klägerin hat eine die

Beitragspflicht begründende Beschäftigung ausgeübt; sie gehörte

daher diesem Personenkreis nicht an. Die Förderung der beruf—

lichen Fortbildung der Personen, die eine die Beitragspflicht

begründende Beschäftigung ausgeübt hatten, setzte nach 5 42
&

AFG aF nicht voraus, daß sie künftig eine solche Beschäftigung

ausüben wollten; allerdings mußte die Förderung nach 5 36 AEG

aF unter Berücksichtigung der Lage.und Entwicklung des Arbeits—

marktes.zweckmäßig erscheinen (BSGE 58, 282 = SozR 4400 5 42
Nr 5; BSGE 58, 278 = SozR 4400 5 42 Nr 5; BSG SozR 4400.$ 56

Nr 45; BSGE 40, 479 = SozR 4400 5 56 Nr 8; BSG 40, 254 = SozR

4400 $ 47 Nr 44). Diese Voraussetzung ist nicht schon deshalb

zu verneinen, weil die Klägerin bei Beginn der Maßnahme das 65.
Lebensjahr und bei Erteilung der staatlichen Anerkennung das

65. Lebensjahr vollendet hatte. .

Nach 5 56 AFG aF dürfen Leistungen.zur individuellen Förderung

der beruflichen Bildung nur gewährt werden, wennue die Fördee

rung unter Berücksichtigung der Lage und der Entwicklung des.

Arbeitsmarktes zweckmäßig erscheint. Nach Lage und Entwicklung
des Arbeitsmarktes ist, wie die Beklagte in Ausübung der in

5 59 AFG gegebenen Ermächtigung durch autonomes Satzungsrecht

bindend angeordnet hat, die Förderung zweckmäßig, wenn der Er—

werbstätige seine berufliche Beweglichkeit sichern und verbes—

sern oder beruflich aufsteigen will und durch die Teilnahme an
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der Maßnahme arbeitsmarkt— und sozialpolitischeh Bedürfnissen

besser entsprochen werden kann, als dies ohne eine berufliche

Fortbildung oder Umschulung möglich wäre (5 8 Satz 1 AFuU 1971
nF). Durch die Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme kann arbeits—
markt— und sozialpolitischen Bedürfnissen besser entsprochen

werden, wenn die Teilnahme die Existenzsicherung des Bildungs—

willigen verbessert; denn die Förderung der beruflichen Bildung

soll vor allem bezwecken, daß der Bildungswillige sich auf dem
Arbeitsmarkt zu behaupten vermag und vor Arbeitslosigkeit ge—

schützt wird (BSGE 40, 179, 185 = SozR 4100 5 56 Nr 8). Es soll
erreicht werden, daß der Arbeitnehmer seine Arbeitskraft auf

dem Arbeitsmarkt konkurrenzfähiger und beruflich beweglicher
anbieten kann, damit er nicht arbeitslos wird, nicht arbeitslos

bleibt bzw eine Arbeitslosigkeit leichter durch Vermittlung be—

endet werden kann (vgl BSGE 41, 171, 174 = SozR 4100 @ 56 Nr 12).

Der Bildungswillige muß.daher, sofern die Förderung einer beruf—

lichen Bildung nicht aus anderen Gründung unter Berücksichtigung

von Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig erscheint
(vgl BSGE 58, 282, 287 = SozR 4100 5 42 Nr 5; BSGE 40, 179, 185

= SozR4400 5 56 Nr 8; 3303 40, 234, 244 = SozR4400 5 47 Nr 44),
in der Regel als Anbieter von Arbeitskraft am Arbeitsmarkt in Be—

tracht kommen (BSGE 58, 278, 280 = SozR 4100 5 42 Nr 5; BSGE 58,

282, 287 = SozR 4400 5 42 Nr 5; BSGE44, 474, 474 = SozR 4400
5 56 Nr 12); das richtet sich jeweils nach der persönlichen Si-

tuation des.Bildungswilligen (vgl BSGE 40, 254, 242 = SozR 4100

5 47 Nr 14). Die FörderungeinerFortbildungsmaßnahme erscheint
daher nach 5 56 AFG aF unter Berücksichtigung der Lage und Ent—

wicklung des Arbeitsmarktes als nicht zweckmäßig, wenn der Bil—

dungswillige nach Abschluß der Maßnahme eine berufliche Tätig—

keit bzw die berufliche Tätigkeit, der die Fortbildung dienen

soll, nicht eine bestimmte angemessene Zeit lang ausüben.darf

(zB wegen einer gesetzlichen Altersgrenze), nicht ausüben kann
(zB wegen faktischer Altersgrenzen oder einer Minderung der

Leistungsfähigkeit) oder (ZB wegen Erreichens des Rentenalters)

nicht ausüben will.
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.Uc;...dies..1nichtir‘..derEall:ist, "der.Bildungswillige vielmehrauch
..

.nach...denallgemeinenAltersgrenze... übe.r.z..angeme.ssene.Zeit....hinn.
___.. .

weg dem. Arbeitsmarkt zur Verfügungetehen. will, darf und.?dies...
.

icrauasiohtlich auch wird, kann die ‚Zweck111äßigkeit „der .Förde-s
.rnngeiner vor .Yollendungr des: 65...Lehens.jahres laufendenMaß—

..
nahme.nicht..:des-halb verneint *.werden, weil die .Beklagt e...Lo.hner-e .'.satzleistungen. an Personen,.x-die. das.55. Iehensjahr-vollendet-- . .
haben. nicht "..zu..rleiaten habe. .“Der. .:.Hauptzueek-.zde.s..im...AFGvera .
'.fankerten. Systems 'zum:Schutz gegen. Arbeitslneigkeit. ..beateht. *:._..„:.
vorrangig. .i.n_.der".v.emittlu.ng in Anhe.it...(xgl..ä 5 AFG); ....dieser- ...
Schutz...idunch Vermittlung endet. nicht...-mit....der.;..\tzollendung..;des.‚.;-..r-...........
65. Lebensjahres. Der .Vermittlung„in..Anberit.;dient....zdie...Eörde.+;;

. .. .
.

rung der benzi‘lichenßildung. Da das.AFGin der. bis. zum '
HStruktG—A2FG geltenden .Fa3sung für die. Förderung der beruf—.

lichen Eontbildung. von Personen, die eine ..beitragspflichtige

Beschäftigung ausgeübt haben,. nicht voraussetzt ‚. .
daßsi:e nach.

.
Abschluß der Maßnahme eine beitragepflichtige- Beschäftigung...

ausüben werden, ist die Förderung-.der benu£liohen.ßildung
.. . .

gmndsatzlmbanf
‘
das. ganze Jemeilige1Eruerbsleben.auszuxicha

. .
'
.

ten, „anim Einza1falinnch-auf..».eine-.sbnaba.inktigte..Enwe.rbstäg;„..;........... .t.i*gkeit--‚nzchdlellendungdes: 65. Lebensjahres...—:Dahen;.ist.die .—
.'Eördnßrung..:einnn beruflichen Bildungsmaßnahme, denenliel erst
'.n'it den. Idllendung des 65. Iebensgahnea erreicht wind, nach dem ' .
:mnInkrafttreten des.HStmktG—AFGgeltenden.Recht£inkt
mh1echthmauage3chioasen. Palin Anbe1tnehmen„ die noch-n1.cht‚j„

.
über eine ausreichende. Altdsversor'gungveri’ügen und daher ‘ ’

übendas£5. Lebensjahr hinaus erwerbßtätig .sein...müssen‚ist; ..
"eine Sicherungvo-n Arbeitslosigkeit ■ierie:se Zeit sozialpo-...Ö.
litisch sogar von besonderen Bedeutung, .weil „mit der Vollen-...

.
dung. des 65. Lebensjahres bei Arbeitslosigkeit der: Schutz. durch

. .
Algund.Alhi...ent.rallt. und. der: Anbeitnehman mthm..znm1ndestb1s

. .. .
zum Entstehen. von Rentenanspriinhen.der■czialhil■e enhdim zu ..
.i'allendroht, Ob die. 'Fönderung einer Maßnahme nach--Inllendung'.

.
des 65. Ine.„bensjah‚rea,. insbesondere- eine Förderung durch die
Gewährung von Unterhaltsgeld, nach dem bis zum HStruktG—AFG gel?-

tenden Recht möglich war, bedarf hier keiner Entscheidung.
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Das LSG hat daher zu Unrecht die Zweckmäßigkeit der Förderung

der Fortbildung der Klägerin verneint, weil sie nach Vollendung

des 65. Lebensjahres den Lehrgang begonnen hat und erst mit

Vollendung des 65. Lebensjahres die staatliche Anerkennung als

Erzieherin erhielt. Dem Senat ist es verwehrt, eine abschließen—

de Entscheidung zu treffen. Das LSG hat von seinem Rechtsstand—

punkt aus nicht zu prüfen brauchen, ob die Zweckmäßigkeit der

Förderung aus anderen Gründen zu verneinen ist. So könnte die

Förderung im Falle der Klägerin unzweckmäßig sein, wenn sie an-
gesichts der Arbeitsmarktsituation wegen ihres Alters mit einer

Vermittlung in eine ihrem Beruf entsprechende Stellung für die

Zeit, in der sie einer Erwerbstätigkeit.nachzugehen noch beab—

sichtigte, trotz der Fortbildungsmaßnahme nicht mehr rechnen

konnte; in einem solchen Falle kann durch die Teilnahme an der

Maßnahme arbeitsmarkt— und sozialpolitischen Bedürfnissen nicht

besser entsprochen werden, als dies ohne berufliche Fortbildung

der Fall ist. Auch fehlen Feststellungen, ob die Zugangsvoraus—

setzungen des Lehrgangs bzw der Schulfremdenprüfung, der sich

die Klägerin unterzog, den Anforderungen des 5 41 AFG aF ent—

sprochen haben. '

Danach ist das Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen, das

auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden

haben wird. Bei der erneuten Entscheidung wird das LSG davon

ausgehen können, daß der für die Förderung einer beruflichen

Fortbildung erforderliche Aufwand noch in einem die Zweckmäßig—

keit nach 5 56 AFG aF nicht ausschließenden Verhältnis zur er—

strebten Sicherung eines Arbeitnehmers steht, wenn dieser
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voraussichtlich noch über zwei Jahre nach Abschluß der Maß—

nahme einer Beschäftigung nachgehen wird, die versicherungs—

pflichtig ist oder ungeachtet des 5 469 Nr 2 AFG versicherungs—

pflichtig wäre (vgl 5 7 Abs 4 Nr 1 AFuU 1974 nF).
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